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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


8 Nr. 25. 


(Nr. 8146.) Geſetz, betreffend die Abänderung und Ergänzung des Hannoverſchen Geſetzes vom 
8. November 1856. über Aufhebung von Weiderechten. Vom 8. Juni 1873. 

= " 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die Provinz Hannover, was folgt: 


K. 1. 
Das Hannoverſche Geſetz vom 8. November 1856., betreffend die Auf- 


hebung von Weiderechten, wird durch nachfolgende Vorſchriften ergänzt und 


abgeändert. 
§. 2. 
Daſſelbe findet auf die Abſtellung ſolcher Weiderechte keine Anwendung, 
welche auf (beſtandenen und unbeſtandenen) Forſtgrundſtücken ruhen. 


§. 3. r 
Die $$. 4. 5. und 6. des Geſetzes werden aufgehoben. 


. 4. 
Der letzte Abſatz des $. 14. und der F. 15. werden aufgehoben; an die 
Stelle derſelben treten die Vorſchriften der §§. 5. bis 8. dieſes Geſetzes. " 


F. 5. 

Dem Berechtigten wird an Stelle ſeines Nutzungsrechtes nach erfolgter 

Werthsermittelung eine angemeſſene Abfindung an Grundſtücken, feſter Geldrente 

oder Kapital überwieſen. Vereinbarungen der Parteien über eine andere Rente 
als eine feſte Geldrente ſind nichtig. 


$. 6. 
„Die Abfindung erfolgt in der Regel durch Abtretung von verhältniß⸗ 
mäßigen Theilen des belaſteten Grundſtücks oder durch anderes dazu geeignetes 
Jahrgang 1873. (Nr. 8146.) 53 Land 
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Land, wenn ſolches vom Verpflichteten angeboten wird. Das abzutretende 
Grundſtück muß einen Ertragswerth haben, welcher dem ermittelten jährlichen 
Geldwerth der Berechtigung gleichkommt. 


KAS 
Flächen, welche vermöge der Beſtandtheile ihres Untergrundes (Stein- oder 
Braunkohlen u. ſ. w.) oder vermöge ihrer örtlichen Lage oder aus anderen 
Rückſichten einen beſonderen Werth für den Eigenthümer haben, find nach 
dem Ermeſſen der Theilungsbehörde, ſoweit thunlich, von der Abtretung aus⸗ 
zuſchließen. ö 
$. 8. 


Kann eine Landabtretung nach dem Ermeſſen der Theilungsbehörde auf 
Grund der Gutachten der Sachverſtändigen zweckmäßig nicht geſchehen, ſo muß 
die Abfindung ganz oder theilweiſe in einer dem ermittelten Jahreswerthe der 
Berechtigung gleichkommenden feſten Geldrente gegeben und angenommen werden. 

Die Abfindungsrenten ſind auf den Antrag ſowohl des Berechtigten als 
des Verpflichteten nach zuvoriger ſechsmonatlicher Kündigung durch Baarzahlung 
des zwanzigfachen Betrages der Rente ablösbar. Dem Verpflichteten iſt es ge 
ſtattet, das Kapital in vier aufeinander folgenden einjährigen Terminen, von dem 
Ablaufe der Kündigungsfriſt an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen, doch 
iſt der Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, welche 
mindeſtens Einhundert Thaler betragen. 

Der jedesmalige Rückſtand iſt mit fünf Prozent jährlich in verzinſen. 

Eine Vereinigung der Betheiligten über einen anderen Ablöſungsſatz wird 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen, der letztere darf jedoch den 25fachen Betrag der 
Jahresrente nicht überſteigen. Verabredungen, welche dieſer Vorſchrift zuwider⸗ 
laufen, haben die Wirkung, daß der Berechtigte daraus nur den 25fachen Betrag 
der Jahresrente zu fordern befugt iſt. 


f KS 
Der $. 21. erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 
Die Kapitalzahlung muß dem 20fachen Betrage des ermittelten jährlichen 
Geldwerths der Berechtigung gleichkommen. 
$. 10. 


Findet der belaftete Eigenthümer einzelne Berechtigte ab, fo ift er befugt, 
nach Verhältniß des Theilnehmungsrechts der Abgefundenen einen nöthigen Falls 
von der Auseinanderſetzungsbehörde unter Berückſichtigung der wirthſchaftlichen 
Intereſſen beider Parteien zu beſtimmenden Theil des belaſteten Grundſtücks 
der Mitbenutzung der übrigen noch nicht abgefundenen Berechtigten zu entziehen. 


9. 11 


Weideberechtigungen, auf welche das Geſetz vom 8. November 1856. An⸗ 
wendung findet, können in Zukunft nur durch einen von einem Gerichte oder Notar 
beurkundeten Vertrag errichtet werden, alſo auch durch Erſitzung nicht entftehen. 

Es 
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Es ſoll jedoch eine in Betreff derſelben bereits begonnene Erſitzung durch 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht unterbrochen werden. 
6. 12. 
? Die Abfindung der auf Gemeinheiten haftenden ſervitutiſchen Weideberech⸗ 
tigungen findet gleichfalls nach Vorſchrift dieſes Geſetzes ſtatt. Der $. 22. des 
Geſetzes vom 8. November 1856., die Aufhebung der Weiderechte betreffend, 
wird aufgehoben. 8. 13 


Der F. 40. wird aufgehoben und durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Die Koſten des Auseinanderſetzungsverfahrens werden unter alle Theil⸗ 
nehmer nach Verhältniß des Vortheils vertheilt, welcher jedem Einzelnen aus der 
Abſtellung der Weideberechtigung erwächſt. 

Das ungefähre Verhältniß dieſes Vortheils wird von der Theilungsbehörde 
ermeſſen und der Koſtenpunkt demgemäß bio, 

Ausgenommen find jedoch die Koſten der etwa erforderlichen Vermeſſung 
und Bonitirung des belaſteten Grundſtücks, welche von allen Theilnehmern nach 
Verhältniß der Theilnehmungsrechte zu tragen find. 

Auch hat in der Regel jeder Theilnehmer die Koſten der auf ſeinen Antrag 
eingeleiteten, die Geltendmachung ſeines Rechts oder ſeinen beſonderen Nutzen 
bezielenden Verhandlungen allein zu tragen; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der 
Theilun sbehörde edel, unter Umſtänden die etwa vorhandene Gegenpartei 
zum Erſatze derſelben zu verpflichten. In Rekursfällen ſind die Koſten dem 
unterliegenden Theile zur Laſt zu legen. 


$. 14. 

Das Geſetz vom 8. November 1856. wird mit den in dieſem Geſetze ot, 
haltenen Abänderungen und Ergänzungen auf den Verwaltungsbezirk der vor⸗ 
maligen Berghauptmannſchaft Clausthal ausgedehnt. 1 

g §. 15. i e 

Auf Sachen, in welchen ein rechtskräftiges Stattnehmigkeitserkenntniß 
vor Erlaß dieſes Geſetzes bereits ergangen iſt, findet letzteres keine Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Juni 1873. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bis marck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 


22 
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(Nr. 8147.) Geſetz, betreffend die Abänderung des $. 3. des Geſetzes vom 19. März 1860, 
(Geſetz-Samml. S. 98.) wegen Reviſion der Normalpreiſe. Vom 11. Juni 
1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Kä: 


Eine Reviſion oder Ergänzung der Normalpreiſe kann die Auseinander- 
ſetzungsbehörde bewirken, wenn und ſoweit ſie ein Bedürfniß dazu anerkennt, ſo⸗ 
fern die geltenden Normalpreiſe ſchon mindeſtens 5 (fünf) Jahre hindurch in 
Wirkſamkeit geweſen ſind. 

\ $. 2. 


Die revidirten Normalpreife finden auch bei den 105 Zeit ihrer Bekannt⸗ 
machung ſchon anhängigen Reallaſten-⸗Ablöſungen in allen Fällen Anwendung, 
in denen der Jahreswerth der Reallaſten noch nicht rechtsverbindlich feſtgeſtellt 
worden iſt. 

Kä 


Für die nächſte Reviſion der Normalpreiſe jteht den Betheiligten das Recht 
zu, die vor Bekanntmachung der revidirten Normalpreiſe angebrachten Provoka⸗ 
tionen auf Umwandlung oder Ablöſung, welche ganz oder theilweiſe ſolche Real: 
laſten betreffen, deren Jahreswerth nach Normalpreiſen berechnet wird, durch eine 
bei der zuſtändigen Auseinanderſetzungsbehörde ſchriftlich oder protokollariſch ab 
zugebende Erklärung koſtenfrei binnen einer präkluſiviſchen Friſt von 4 Wochen 
zurückzunehmen. | 

Die Friſt beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem das 
die revidirten Normalpreiſe enthaltende Stück des Amtsblatts ausgegeben iſt. 


. 4. 


Die Beſtimmungen der ap. 1. bis 3. gelten auch für die Umwandlungen 
und Ablöſungen der Realberechtigungen nach dem Geſetze vom 27. April 1872. 
(Geſetz⸗Samml. S. 417.). 
KS 


Die im $. 8. des Geſetzes vom 27. April 1872., betreffend die Ablöſung 
der den geiſtlichen und Schul-Inftituten ꝛc. zuſtehenden Realberechtigungen (Geſetz⸗ 
Samml. S. 419.), geſtellte Friſt zur KEE von Kapitalablöſungen durch 
Vermittelung der Rentenbanken wird bis zum 31. Dezember 1874. verlängert. 


$. 6. 


Die dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen im F. 3. 
des Geſetzes vom 19. März 1860. (Geſetz-Samml. S. 98.), ſowie der $. 70. 2 
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ee vom 2. März 1850. (Geſetz-Samml. S. 77.) werden auf: 
gehoben. 
Die Mitglieder der Diſtriktskommiſſtonen erhalten Reiſe⸗ und Zehrungs⸗ 
koſten aus der Staatskaſſe und zwar 2 Thlr. Tagegelder und 15 Sgr. Reiſe⸗ 
koſten pro Meile. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. , 


Gegeben Berlin, den 11. Juni 1873. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 


(Nr. 8148.) Geſetz, betreffend die Abſtellung der auf Forſten haftenden Berechtigungen und 
die Theilung gemeinſchaftlicher Forſten für die Provinz Hannover. Vom 
13. Juni 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die Provinz Hannover, was folgt: 


Kr 
Nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes findet ftatt: 
I. die Abſtellung beziehungsweiſe die Fixation der auf (beſtandenen und 
unbeſtandenen) Forſtgrundſtücken haftenden Berechtigungen: 
1) zur Weide, 
2) zur Maſt und zum Laubſtreifeln, 
3) zum Bezuge oder Mitgenuß von Holz, Holzkohlen, Torf (vergleiche 
jedoch §. 2.), 8 
4) zum Plaggen , Haider, Nafen-, Bültenhieb und Bültenſtich, 
5) zum Grasſchnitt (zur Gräſerei) und zur Nutzung von Schilf, 
Binſen und Rohr, 
6) zur Laub-, Nadel- oder ſonſtiger Pflanzenſtreu 
II. die Theilung von (beſtandenen und unbeſtandenen) Forſten, welche von 
mehreren Geſammteigenthümern, von Genoſſenſchaften oder von Real⸗ 
gemeinden ungetheilt beſeſſen werden. 
Gr, 8147-8148) $. 2. 
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$. 2. 
Auf die Holzabgabe zu bergbaulichen Zwecken in den oberharziſchen Forſten 
der Aemter Zellerfeld und Elbingerode findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


$. 3. 

Zu dem Antrage auf Theilung (F. 1. II.) iſt jeder me len unbeſchadet 
der Fortdauer der Gemeinſchaft für die übrigen Intereſſenten, berechtigt. 

Das Ausſcheiden eines oder einer nach den Antheilen zu berechnenden 
Minderheit von Intereſſenten aus der Gemeinſchaft (Partikular⸗Abtheilung) kann 
jedoch in dem Falle verſagt werden, wenn der oder die Ausſcheidenden wirth⸗ 
ſchaftlich nicht abgefunden werden können, ohne die Benutzung des im je 
ſchaftlichen Beſitze der übrigen Intereſſenten verbleibenden Grundſtücks dadurch 
zu ſtören oder zu erſchweren. (Vergl. außerdem $. 23.) 

Zu dem Antrage auf Abſtellung einer Berechtigung (§. 1. I.) ift vorbe⸗ 
haltlich der durch dieſes Geſetz getroffenen Ausnahmen ($. 13.) ſowohl der Be⸗ 
rechtigte, als der Eigenthümer der verpflichteten Forſt befugt. Derjenige, welchem 
ein erbliches Nutzungsrecht zuſteht, gilt hierbei dem Eigenthümer gleich, nicht 
aber der perſönliche Nießbraucher oder der antichretiſche Pfandbeſitzer. 

Gemeinſchaftliche Eigenthümer eines berechtigten Grundſtücks oder einer 
verpflichteten Forſt können nur ee die Abſtellung een Ae es 
genügt jedoch für einen ſolchen Antrag die Zuſtimmung der nach den Antheilen 
zu berechnenden Hälfte von ihnen. 

§. 4. i 

Andere, als die im d 1. genannten Berechtigungen, welche auf Forſten 
laſten, ſind auf einſeitigen Antrag nicht ſelbſtſtändig abſtellbar, ſondern die Ab⸗ 
ſtellung derſelben kann nur bei Gelegenheit einer anderen nach dieſem Geſetze 
vorkommenden Auseinanderſetzung auf Antrag eines im Verfahren Betheiligten 
ſtattfinden. e 5 d 


Bei jeder Abſtellung oder Theilung bleibt die Beſtimmung der Entſchä⸗ 
digung und der Entſchädigungsmittel zunächſt dem freien Uebereinkommen der 
Parteien 3 jedoch find Abreden, welche den Vorſchriften des $. 18. im 
erſten Satze und des A 23. zuwiderlaufen, nichtig. 

Beim Mangel einer zuläſſigen Vereinbarung der Parteien finden folgende 
Beſtimmungen Anwendung. 

a $. 6. 

Die Abſtellung und Theilung wird dadurch bewirkt, daß jedem Theil⸗ 
nehmer an Stelle feines Eigenthums⸗ oder Nutzungsrechts nach erfolgter Werths⸗ 
Re. eine angemeſſene Abfindung an Grundſtücken, feſter Geldrente oder 
Kapital überwieſen wird. 8 7 


Behufs Abſtellung der auf Forſten haftenden Berechtigungen (§. 1. I.) 
erfolgt die Werthsermittelung derſelben nach der landüblichen, örtlich anwend⸗ 
baren Art ihrer Benutzung und dem nachhaltigen reinen Ertrage SE in 

em 


dem bisher rechtmäßig genoſſenen Umfange unter Berückſichtigung der Erhaltung 
und forſtwirthſchaftlichen Benutzung der Forſt ($. 8.) und SS Theilnahme an⸗ 
derer Mitberechtigter. Bei den nach dieſem Geſetze abſtellbaren Dienſtbarkeiten 
zur Weide und zum Bezuge von Raff⸗ und Leſeholz hat jedoch der Beſitzer des 
belaſteten Waldes, wenn er Provokat iſt, die Wahl, ob er den Berechtigten nach 
dem Nutzungsertrage der Berechtigung oder nach dem Vortheile, welcher dem 
Belaſteten aus deren Aufhebung erwächſt, entſchädigen will. 


ü f $. 8. 

Auch iſt in jedem Falle bei der Ermittelung des Jahreswerths der Be 
rechtigung die durch die Rückſicht auf den nachhaltigen Beſtand der Forſt bei 
deren ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung etwa gebotene Beſchränkung der Zär, 
rechtigung zu beachten. 

Bei Weide. und Gräſerei⸗Berechtigungen iſt ein mittelmäßiger Holzbeſtand 
zum Grunde zu legen, wenn nicht die Forſt zur Zeit der Auseinanderſetzung 
beſſer als mittelmäßig beſtanden oder die E N des Forſteigenthümers, die 
Kultur bis zum mittelmäßigen Beſtande zu treiben, durch Verträge, Verjährung 
oder rechtskräftige Erkenntniſſe verloren gegangen iſt. 

Bei der Weide⸗ und Maſtberechtigung muß ein verhältnißmäßiger Theil 
auf Schonung derart abgerechnet werden, daß derſelbe bei der Werthsermitte⸗ 
lung der Berechtigung außer Anſatz bleibt. Steht dieſer nicht durch Verträge, Ver⸗ 
jährung oder rechtskräftige Erkenntniſſe feſt, jo iſt er durch Schätzung zu beſtimmen. 


BG 
Bei Feſtſtellung des Werths der Berechtigungen kommen die dem Berech⸗ 
tigten für dieſelben obliegenden Gegenleiſtungen in Abzug. 
Der Werth wechſelſeitiger Berechtigungen wird, inſoweit als dies möglich 
iſt, durch Kompenſation ausgeglichen. 
$. 10. 
Die Abfindung für Berechtigungen zur Maſt ift in feſter Geldrente, welche 
dem nach Vorſchrift der $$. 7. ff. zu ermittelnden Jahreswerthe der Berechtigung 
gleichkommen muß, zu gewähren und anzunehmen. 


$. 11. 


Die Abfindung der den Gemeinden (politifchen oder Realgemeinden) und 
Genoſſenſchaften zuſtehenden Berechtigungen (Gr Bezuge von Holz aller Art 
oder Holzkohlen iſt in beſtandenen Theilen der belaſteten Forſt zu gewähren, 
wenn das abzutretende und das verbleibende Forſtland nach den örtlichen Ver⸗ 
e nach feiner Umgebung und ſeinem Umfange zur forſtwirthſchaftlichen 

enutzung gece bleibt. 

Der Verpflichtete iſt jedoch in dieſem Falle berechtigt, Grundſtücke in an⸗ 
derer als forſtlicher Kulturart, welche für den Berechtigten wirthſchaftlich geeignet 
find, mc der 3 zu gewähren. 

ö nach vorſtehenden Beſtimmungen eine Verpflichtung zur Abtretun 
von beſtandenen Theilen der dienenden Forſt nicht e 0 erfolgt die Ab 
findung nach den Vorſchriften des folgenden Paragraphen. 

(Nr. 8148.) Die 
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Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden auf die den oberharziſchen 
Gemeinden des Amts Zellerfeld zuſtehenden Berechtigungen in den oberharziſchen 
Forſten keine Anwendung. 

| $. 12. 


Die Abfindung für alle übrigen nach den $$. 1. und 4. abzulöſenden Be⸗ 
rechtigungen erfolgt in der Regel in ſolchem Grund und Boden, welcher zur 
Benutzung als Acker, Wieſe oder in anderer als forſtlicher Kulturart für den 
Berechtigten geeignet iſt. | 

Wenn jedoch und infoweit nach dem Ermeſſen der Theilungsbehörde 

1) eine Abfindung in Land zweckmäßig überhaupt nicht erfolgen kann, oder 

2) aus der belaſteten Forſt keine Landabfindung gegeben werden kann, welche 
bei ihrer Benutzung in anderer als forſtlicher Kulturart nachhaltig einen 
höheren Ertrag, als bei der Benutzung zur Holzzucht zu gewähren ver⸗ 
mag, auch 

3) anderes für den Berechtigten wirthſchaftlich geeignetes Land von dem 

Forſteigenthümer nicht angeboten wird, 
ſo ſoll die Abfindung in feſter Geldrente gegeben und angenommen werden. 


$. 13. 


In Fällen, wo nach den Vorſchriften des vorigen Paragraphen eine Ab⸗ 
findung in Geldrente Platz greifen würde, ſoll ausnahmsweiſe die Abſtellung 
von Berechtigungen zum Bezuge von Brennholz und zur Weide, welche Be— 
wohnern oder Gemeinden des Amtes Zellerfeld in den oberharziſchen Forſten 
zuſtehen, gegen den Willen des einen oder anderen Theils ausgeſchloſſen ſein. 


6. 14. 


Die als Abfindung abzutretenden Grundſtücke müſſen, und zwar wenn als 
Forſt zu benutzendes Land in Frage ſteht, einen nach den Grundſätzen der 
Waldwerthberechnung zu bemeſſenden Kapitalwerth haben, welcher dem nach den 
Vorſchriften dieſes € dt ermittelten zwanzigfachen Jahreswerthe der Berech— 
tigung gleichkommt. 

Dieſem Jahreswerthe muß auch die als Entſchädigung zu gewährende 
Geldrente in allen Fällen gleichkommen. 

Die als Acker, Wieſe oder in anderer Kulturart zu gewährende Land⸗ 
abfindung wird dem Berechtigten in ſolcher anderen Kulturart unter Berückſichtigung 
der erforderlichen Kulturkoſten angerechnet, aber niemals zu einem geringeren 
Werthe, als das Land bei der Benutzung zur Holzzucht haben würde. 

Die auf dem Abfindungslande befindlichen Holzbeſtände verbleiben dem 
Forſteigenthümer. Er muß dieſelben vor der Uebergabe des Landes im Mangel 
einer Einigung nach der Beſtimmung der Auseinanderſetzungsbehörde binnen 
einer Friſt, welche fünf Jahre nicht überſteigen darf, abräumen. Bis zur voll⸗ 
0 Abräumung und Uebergabe des Entſchädigungslandes hat der Forſt⸗ 
eigenthümer eine dem Ertragswerthe der noch nicht abgetretenen Fläche entſprechende 
Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 5 

$. 15. 
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$. 15. 


Flächen, welche vermöge der Beſtandtheile ihres Untergrundes (Stein“, 
Braunkohlen u. ſ. w.) oder vermöge ihrer örtlichen Lage oder aus anderen Rück⸗ 
ſichten einen beſonderen Werth für den Forſteigenthümer haben, ſind nach dem 
Ermeſſen der Theilungsbehörde, ſoweit thunlich, von der Abtretung auszuſchließen. 


$. 16. 


Für den Oberharz bleiben die Vorſchriften der Verordnung vom 14. Sep 
tember 1867. CS Regulirung der Holz und Kohlennutzungen der Einwohner 
des Oberharzes (Geſetz-Samml. für 1867. S. 1621.) unverändert in Kraft. 

Die durch dieſe Verordnung der Fixation ohne Kapitalabfindung unter⸗ 
worfenen Berechtigungen werden nach dem durchſchnittlichen Jahreswerthe des 
durch das KC feftgeftellten Bau-, Brennholz und Holzkohlenbedarfs 
abgeſtellt, ſoweit nicht die Ausnahmsbeſtimmung im $. 13. entgegenſteht. 

Ungemeſſene Berechtigungen zur Weide, welche den Bewohnern oder Ge⸗ 
meinden des Amts Zellerfeld in den oberharziſchen Forſten zuſtehen, ſollen auf 
den Antrag des belaſteten Forſteigenthümers in gemeſſene umgewandelt und 

rt werden. 

K Der Antrag des Forſteigenthümers auf Fixation muß jedoch ſtets ſämmt⸗ 
liche den Einwohnern einer und derſelben politiſchen Gemeinde in ſeinen Forſten 
zuſtehenden Berechtigungen der vorſtehenden Art umfaſſen. 

Die Fixation erfolgt nach den Vorſchriften der Hannoverſchen Geſetzgebun 
über das Verfahren in Thellungsſachen durch die Theilungsbehörden (vergl. §. 26. 
und hat den Zweck, den Umfang der ungemeſſenen Berechtigungen ſowohl, als 
auch die etwaigen, den Berechtigten obliegenden Gegenleiſtungen ein für alle 
Mal nach Maßgabe des rechtmäßigen Beſitzſtandes feſtzuſtellen. 

Durch die Fixation der ungemeſſenen Weideberechtigung wird die Anzahl 
und die Art des Viehes, welches in Zukunft der einzelne Berechtigte in die Harz⸗ 
forſten höchſtens einzutreiben befugt ſein ſoll, nach dem jährlichen Durchſchnitte 
der letzten zehn Jahre vor Einbringung des Fixationsantrages feſtgeſtellt. 

Sobald das auf den Antrag eines Forſteigenthümers eingeleitete Fixations⸗ 
verfahren bezüglich der aus einer Gemeinde bisher ausgeübten ungemeſſenen Be. 
rechtigungen endgültig erledigt iſt, hat die Theilungsbehörde über das Ergebniß 
derſelben eine Urkunde zu entwerfen, auf deren Vollziehung durch die Theilnehmer 
des Fixationsverfahrens die Vorſchriften der Hannoverſchen Geſetzgebung über 
die Volliehung der Theilungsurkunden Anwendung finden. 

Die Koſten des Fixationsverfahrens find von dem Eigenthümer der belaſteten 
e) zu beſtreiten. Die Koſten des etwa eingetretenen gerichtlichen Verfahrens 
nd demſelben eier nicht beizuzählen. d 

In der ke des Forſtegenthümers, im Falle der Unzulänglichkeit der 
Forſt die bezügliche Nutzung einzuſchränken, wird durch die Fixation nichts geändert. 

Berechtigungen in den oberharziſchen Forſten der Aemter Zellerfeld und 
Elbingerode, welche bisher von allen Einwohnern einer Gemeinde oder von dn. 
zelnen Klaſſen en e ausgeübt ſind, ſtehen der politiſchen Gemeinde 
zu, ſofern ſie nicht mit einem beſtimmten berechtigten Grundbeſitze verbunden 

Jahrgang 1873. (Nr. 8148.) 54 oder 
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oder im rechtmäßigen Beſitze anderer Korporationen und Genoſſenſchaften ſind. 
Ausgenommen davon ſind jedoch 
1) alle Bezüge und Nutzungen der im aktiven unmittelbaren Staatsdienſte 
ſtehenden Beamten, einſchließlich der Unterbeamten der fiskaliſchen Werke 
und der Königlichen Behörden, und 


2) alle Bezüge und Nutzungen für Gebäude, Beamte und Diener der 
Kirchen- und Schulgemeinden, bezüglich deren das Recht der betreffenden 
Kirchen- und Schulgemeinde zuſteht. 

§. 17. 

Wenn die Aufhebung der Berechtigung aus der Forſt gleichzeitig mit einer 
Gemeinheitstheilung oder Verkoppelung erfolgt, ſo ſoll die Abfindung des Forſt⸗ 
herrn aus der Gemeinheit, ſofern derſelbe ſolches beantragt, ſoweit t unlich, mit 
der Forſt in Verbindung gebracht oder in deren Nähe angewieſen werden. Er⸗ 
folgen zu gleicher Zeit für eine Mehrzahl von Berechtigten Abfindungsflächen 
aus verſchiedenen Forſten, ſo ſind die Antheile des einzelnen Entſchä igungs⸗ 
berechtigten an den verſchiedenen Abſindungsflächen möglich 
anzuweiſen und zuſammenzulegen. 

ö A 18. 

Bei der Abſtellung der auf Forſten ruhenden Berechtigungen iſt eine Ver⸗ 
einigung der Parteien über eine andere Rente, als eine feſte Geldrente, unzuläſſig. 

Alle Entſchädigungsrenten ſind auf den Antrag — des Berechtigten 
als des Verpflichteten nach zuvoriger ſechsmonatlicher Kündigung durch Zar, 
zahlung des zwanzigfachen Betrages der Rente ablösbar. 

Dem Verpflichteten iſt es geftattet, das Kapital in vier auf einander fol. 
genden, 1 Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfrist an gerechnet, 
zu gleichen Theilen abzutragen, doch iſt der Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen 
anzunehmen verbunden, welche mindeſtens Einhundert Thaler betragen. Der 
jedesmalige Rückſtand iſt mit fünf Prozent jährlich zu verzinſe. 

Eine Vereinigung der Betheiligten über einen anderen Ablöſungsſatz wird 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen, der letztere darf jedoch den 25 fachen Betrag der 
Jahresrente nicht überſteigen. f 

Verabredungen, welche dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, haben die Wirkung, 
25 5 daraus nur den 25fachen Betrag der Jahresrente zu fordern 
befugt iſt. f / 

$. 19. 


Findet der belaſtete Eigenthümer einzelne Berechtigte ab, ſo iſt er befugt, 

nach Verhältniß des Theilnehmungsrechts der Abgefundenen deier ebene 

von der Auseinanderſetzungs behörde unter Berückſichtigung der wirthſchäftlichen 

Intereſſen beider Parteien zu beſtimmenden Theil der belaſteten Forſt der Mit⸗ 
benutzung der übrigen noch nicht abgefundenen Berechtigten zu entziehen. 

F. 20. mal? 

Berechtigungen, welche nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes der Abſtellien 

oder Fixation unterliegen können in Zukunft nur durch einen von einem G5 

ie richte 


ſt auf eine der letzteren 


Kë, 


— 363 — 


richte oder Notar beurkundeten Vertrag errichtet werden, alſo auch durch Erſitzung 
nicht entſtehen. 

Es ſoll jedoch eine in Betreff derſelben bereits begonnene Erſitzung durch 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht unterbrochen werden. 


§. 21. 


Die den Ablöſungskapitalien und den zum Zwecke der Ablöſung por, 
geſtreckten Darlehen, ſowie den Ablöſungsrenten durch die Hannoverſche Geſetz⸗ 
gebung zugeſtandenen Vorzugsrechte ($. 106. des Geſetzes vom 14 Dezember 
1864, das Pfandrecht u. ſ. w. betreffend, Geſetz-Samml. S. 555.) kommen auch 
den zur Abſtellung von Forſtberechtigungen feſtgeſtellten Renten und Kapitalien, 
imgleichen den zum Abtrag der letzteren vorgeſtreckten Kapitalien zu. 


§. 22. 

Bei der Theilung von Forſten (§. I. II.) erfolgt die Werthsermittelung der 
Theilnehmungsrechte und die Abfindung der einzelnen Miteigenthümer nach den 
Vorſchriften der beſtehenden Gemeinheits- oder Markentheilungs⸗Ordnungen. 

Die Grundſätze derſelben finden auch auf die Vertheilung der nach Vor⸗ 

ſchrift dieſes Geſetzes feſtgeſtellten Abfindungen für Forſtberechtigungen ($. 1. I.) 
unter mehreren gemeinſam Berechtigten Anwendung. 
Wenn und ſoweit es in den einzelnen Theilen der Provinz Hannover an 
hierauf bezüglichen Vorſchriften fehlt, greifen für die vorerwähnten Auseinander⸗ 
etzungen die einſchlagenden Beſtimmungen der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung 
ür das Fürſtenthum Lüneburg vom 25. Juni 1802. Platz. 

$. 23. 

Die Naturaltheilung einer gemeinſchaftlichen Forſt iſt nach Einholung eines 
aa cht Gutachtens nur dann für ſtattnehmig zu erkennen, wenn entweder 

ie einzelnen Theile zur forſtmäßigen Benutzung geeignet bleiben und dieſe genügend 
Gelee iſt, oder wenn fich ergiebt, daß die Niederlegung der Forſt landwirthſchaft⸗ 
ich nützlich iſt und im landespolizeilichen Intereſſe zugelaffen werden kann. 
ie künftige forſtwirthſchaftliche Benutzung der nach Erlaß dieſes Geſetzes 
da E Forſten kann, wenn die beftehenden Geſetze wegen Verwaltung der 
emeindeforſten auf dieſelben keine Anwendung finden, durch ein vom Ober, 
präſidenten der Provinz Hannover nach Anhörung der Betheiligten und des 
San u te des Hannoverſchen Provinziallandtages zu erlaſſendes 
tatut mit verbindlicher Kraft für ſämmtliche Theilungsintereffenten geregelt 
werden. 
Die vorſtehende Beſtimmung findet auch auf die nach $. 11. als Abfindung 
für Berechtigungen ausgewieſenen Forſttheile Anwendung. 


K. 24. 


So dé eine Gemeinde oder Genoſſenſchaftsforſt ungetheilt beſeſſen wird, 
kann auf den Drog eines oder mehrerer Intereſſenten das Theilnehmungsrecht der 
ntereſſenten auf ein beſtimmtes Maaß feſtgeſetzt und demgemäß die Benutzung der 
orſt geregelt werden. 
(Nr. 8148.) 54 * Es 


e 


Es find dabei die Grundſätze der beftehenden Gemeinheits- oder Marken⸗ 
theilungs- Ordnungen, in denjenigen Landestheilen aber, wo es an dergleichen 
Ordnungen fehlt, die Vorſchriften der Ade e e ee für das 
Fürſtenthum Lüneburg vom 25. Juni 1802. von den Theilungsbehörden in 
Anwendung zu bringen. 9526 


Wegen der Rechte Dritter an den zu theilenden Forſten oder abzuſtellenden 
Forſtberechtigungen, beziehungsweiſe an den Abfindungen gelten, 
wenn die Entſchädigung in Grund und Boden gegeben wird, die Be⸗ 
ſtimmungen der Hannoverſchen Theilungsgeſetze, und wenn die (nt 
ſchädigung in Rente oder Kapital beſteht, die Vorſchriften der Hannover 
ſchen Ablöſungsgeſetze. 
§. 26. 


Rückſichtlich der Behörden und des Verfahrens gelten die Hannoverſchen 
Geſetze vom 30. Juni 1842. und 8. November 1856. über das Verfahren in 
Gemeinheitstheilungs- und Verkoppelungsſachen mit den dazu ergangenen Er⸗ 
BS 

ei Anträgen auf Fixation (8. 16.), ſowie in den Fällen des $. 24. findet 
ein Vorverfahren im Sinne des Hannoverſchen Geſetzes vom 30. Juni 1842. 
($$. 58— 67.) nicht ſtatt. Die bezüglichen Anträge find an die Generalkom⸗ 
miſſion zu Hannover zu richten, welche, inſofern der Antrag ſich nicht ſogleich 
als unbegründet herausſtellt, nach Anleitung der §§. 1. und 3. des ch 
Geſetzes eine Kommiſſion zu ernennen und mit der Leitung des Verfahrens und 
der erſtinſtanzlichen Entſcheidung zu beauftragen hat. 

Wenn die Abſtellung der dem Domainenfiskus obliegenden Forſtberech⸗ 
tigungen im Wege gütlicher Einigung bewirkt wird, ſo bedürfen die darüber zu 
errichtenden Rezeſſe zu ihrer Gültigkeit nicht der in den $$. 140. und 141. des 
Geſetzes vom 30. Juni 1842. vorgeſchriebenen Beurkundung und Prüfung durch 
die Obrigkeit beziehungsweiſe die Landdroſtei (Generalkommiſſton). 

Auch unterliegen dieſe Rezeſſe nicht den Vorſchriften des Hannoverſchen 
Geſetzes vom 16. Dezember 1843., die wegen Anmeldung u. ſ. w. von Kontrakten 
beſtehenden Vorſchriften betreffend. 


$. 27. 


Von den Koſten der Abſtellung einſeitiger Forſtberechtigungen werden die 
der Vermeſſung und Bonitirung des belaſteten Waldes, inſofern fie unver 
He find, von allen Theilnehmern nach Verhältniß der Theilnehmungsrechte 
getragen. 

„ Die übrigen Auseinanderſetzungskoſten tragen die Theilnehmer nach Ver⸗ 
hältniß des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderſetzung erwächſt. 

Das ungefähre Verhältniß dieſes Vortheils wird von der Theilungsbehörde 
ermeſſen und der Koſtenpunkt demgemäß gor d 
In Forſttheilungsſachen werden die Koſten der Vermeſſung und Boni⸗ 
tirung ebenſo wie die übrigen Auseinanderſetzungskoſten nach Verhältniß der 
Theilnehmungsrechte vertheilt. 

Die 
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Die beſonderen Koſten, welche durch die auf den Antrag eines Theil⸗ 
nehmers eingeleiteten, die Geltendmachung ſeines Rechts oder ſeinen beſonderen 
Nutzen bezielenden Verhandlungen erwachſen ſind, hat derſelbe der Regel nach 
allein zu tragen; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der Theilungsbehörde vorbe⸗ 
halten, GE Umſtänden die etwa vorhandene Gegenpartei zum Erſatze derſelben 
zu verpflichten. | 

In Rekursfällen find die Koſten dem unterliegenden Theile zur Laft 
zu legen. 9 28 f | 


Alle teg Vorſchriften über Gegenſtände, worüber dieſes Geſetz Be⸗ 
ſtimmungen enthält, werden, inſoweit ſie mit enfelben unvereinbar find, außer 
Kraft geſetzt. 

Insbeſondere werden aufgehoben: 

1) die entgegenſtehenden Vorſchriften in den für die einzelnen Theile der 
Provinz Hannover ergangenen Theilungsordnungen, f 
2) die $$. 23. bis inkl. 38. des Geſetzes vom 8. November 1856. über die 
Aufhebung von Weiderechten, 
3) das Geſetz vom 7. Januar 1863., betreffend die Abſtellung der Berech⸗ 
tigung auf Streugewinnung in Forſten. ) 

Auch die Abſtellung nutzbarer Rechte des Markenrichters, Holzgrafen und 
Markenherren ($. 3. des Geſetzes über die Aufhebung der Marken und Holz. 
gerichtsbarkeit vom 13. Februar 1850.) fällt fortan unter dieſes Geſetz, inſoweit 
es ſich um Berechtigungen der im $. 1. I. angegebenen Art handelt. 

Dagegen werden die $$. 123: E im achten Abſchnitt der Hannoverſchen 
Ablöſungsordnung vom 23. Juli 1833. durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


| $. 29. 


Auf Sachen, in welchen ein rechtskräftiges Stattnehmigkeitserkenntniß vor 
Erlaß dieſes Geſetzes ergangen iſt, findet letzteres keine Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Juni 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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Gr. 8148-8149) (Nr. 8149) 


(Nr. 81400 Bekanntmachung, betreffend die unterm 14. Juni 1873. Allerhöchſt vollzogene Ge- 
nehmigung zur Uebernahme des Betriebes der, der Hannover ⸗Altenbekener 
Eiſenbahngeſellſchaft konzeſſionirten Eiſenbahnen durch die e 
Halberſtͤdter ane enden Vom 22. Juni 1873 


pg Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 14. Juni er. 
die Uebernahme des Betriebes der, der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft konzeſſionirten Eiſenbahnen durch die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗ 
CH nach Maßgabe des zwiſchen beiden Geſellſchaften unterm 16./17. Juni 
en Geſellſchafts⸗ und Gudd ſowie des unterm 
3. November 1872. Feen Kol men 2. Nachtrages zum Statut der Han⸗ 
nover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft zu BE geruht. 


Der N WC Erlaß gelan e durch die Amtsblätter, der König. 
lichen Regie agdeb urg Wie Minden, "e Saa Wë Ga für 
eg zur 15 ent ichung. 


Berlin, den 22 Juni 1873. 


Der Mü für Handel, Gewerbe und sa "rien 
Hicbrınst Achenbach. Jia 


— 367 — 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 30. Dezember 1872. wegen Ausferti⸗ 
gung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Schrodaer Kreiſes 
im Betrage von 250,000 Thlrn. durch das Amtsblatt der Königl. 
SC zu Poſen Nr. 10. S. 70. bis 72., ausgegeben den 6. März 

873.) 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 20. Januar 1873. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreis- Obligationen des Pleſchener Kreiſes im 
Betrage von 300,000 Thlrn. durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
1055 zu Poſen Nr. 11. S. 77. bis 81., ausgegeben den 13. März 

13. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1873. und die durch denſelben ge⸗ 
nehmigten Beſchlüſſe des im Monat Mai 1872. verſammelt geweſenen 
Generallandtages der Weſtpreußiſchen Landſchaft durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 20. S. 63. bis 65., aus. 
gegeben den 17. Mai 1873., 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 19. S. 75. bis 77., 
ausgegeben den 7. Mai 1873., 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 19. S. 109. bis 112., 
ausgegeben den 9. Mai 1873. 


4) das am 9. April 1873. Allerhöchſt bo a Statut für den Verband 
ur Regulirung des Dobub⸗Fluſſes im Kreiſe Stallupönen durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 22. S. 131. 


bis 135., ausgegeben den 28. Mai 1873.; 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. April 1873. wegen Ausgabe auf 

jeden Inhaber lautender Obligationen der Kreisſtadt Sorau in der 

iederlauſitz zum Betrage von 200,000 Thlrn. durch das Amtsblatt 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 22. S. 129. bis 131., 
ausgegeben den 4. Juni 1873. 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. April 1873. wegen Ausfertigun 

auf den Inhaber lautender Obligationen des Kreiſes 1 im Bes 

trage von 100,000 Thlrn. durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 

zu Posen Nr. 24. S. 201. bis 203., ausgegeben den 12. Juni 1873. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker), 
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